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Der Link zum Recht






Rechtslage 
Mit dem Ehevertrag können die Ehegatten ihr Vermögen anders als im gesetzlichen Güterstand der Errungenschaftsbeteiligung ordnen. Insbesondere können sie die Gütergemeinschaft vereinbaren.

1. Definition des Ehevertrages mit Gütergemeinschaft

Ehegatten haben die Möglichkeit, ihre güterrechtlichen Verhältnisse in einem Ehevertrag zu regeln. Sie können einen neuen Güterstand als Ganzes bestimmen oder ihren bestehenden Güterstand innerhalb der gesetzlichen Grenzen ändern bzw. ergänzen. Eine Mischung verschiedener Güterstände ist hingegen nicht möglich. 

Für den Ehevertrag stehen den Ehegatten drei Güterstände zur Auswahl: Errungenschaftsbeteiligung (siehe rechtliche Hinweise zu Ehevertrag mit modifizierter Errungenschaftsbeteiligung), Gütergemeinschaft (siehe rechtliche Hinweise zu Ehevertrag mit Gütergemeinschaft) oder Gütertrennung. 

Schliessen die Ehegatten keinen Ehevertrag, gilt von Gesetzes wegen der ordentliche Güterstand der Errungenschaftsbeteiligung (Art. 196 ff. ZGB). Bei diesem Güterstand ist zwischen Eigengut und Errungenschaft der Ehegatten zu unterscheiden. Eigengut umfasst z.B. die persönlichen Gegenstände und das voreheliche Vermögen, Schenkungen sowie Erbschaften. Errungenschaft sind die Vermögenswerte, die der Ehegatte während der Dauer der Ehe entgeltlich erwirbt, wie z.B. Lohn oder die Erträge aus dem Eigengut (Zinsen, Dividenden etc.). Bei der Auflösung des Güterstandes, z.B. durch Tod oder Scheidung, behalten beide Ehegatten ihr Eigengut und werden hälftig am Vorschlag des anderen beteiligt. Der Vorschlag ist - vereinfacht ausgedrückt - der Gesamtwert der Errungenschaft, abzüglich der Schulden. 

Von dieser Regelung können die Ehegatten abweichen, indem sie in einem Ehevertrag die Gütergemeinschaft vereinbaren (Art. 221 ff. ZGB). Die Besonderheit der Gütergemeinschaft liegt darin, dass die Ehegatten ihre gesamten Einkünfte und Vermögensmassen, die sie während der Ehe erwerben, zum so genannten Gesamtgut vereinen können. Das Gesamtgut gehört beiden Ehegatten ungeteilt. Parallel behalten sie aber - wie bei der Errungenschaftsbeteiligung - ihr Eigengut für sich. 

2. 
Vor- und Nachteile der Gütergemeinschaft

Mit der Gütergemeinschaft kann eine enge vermögensrechtliche Gemeinschaft zwischen den Ehegatten hergestellt werden. So kann dieser Güterstand insbesondere für den nichterwerbstätigen Ehegatten von Vorteil sein, denn das Einkommen des hauptsächlich erwerbstätigen Ehegatten fällt in das Gesamtgut. Im Scheidungsfall ist letztlich das während der Ehe gebildete Gesamtgut hälftig zu teilen, soweit im Ehevertrag keine andere Teilungsquote vereinbart wird (Art. 242 ZGB, siehe unten Ziffer 3

 REF _Ref303079291 \n \h 
 \* MERGEFORMAT c)). Ausserdem kann im Todesfall der überlebende Ehegatte maximal begünstigt werden. Wird die Gütergemeinschaft durch Tod aufgelöst, steht ihm - abgesehen von Pflichtteilsansprüchen der Nachkommen - die Hälfte des Gesamtgutes zu (Art. 241 Abs. 1 ZGB). Wählen die Ehegatten innerhalb der Gütergemeinschaft die Ausschlussgemeinschaft (siehe unten Ziffer 3

 REF _Ref303001175 \r \h 
 \* MERGEFORMAT b)), steht ihnen ein grosser Gestaltungsspielraum bei den Gütermassen zu. Beispielsweise können die Ehegatten mehr Vermögenswerte dem Eigengut zuweisen, als dies im ordentlichen Güterstand der Errungenschaftsbeteiligung möglich ist. 

Umgekehrt kann die Gütergemeinschaft nachteilig sein, da sie schwerfällig wirken und die Selbständigkeit der Ehegatten stark einschränken kann. Insbesondere bedürfen sämtliche Handlungen, welche über die ordentliche Verwaltung hinausgehen, der Zustimmung beider Ehegatten (Art. 228 ZGB). Dies betrifft z.B. die Ausschlagung einer Erbschaft oder die Annahme einer überschuldeten Erbschaft (Art. 230 ZGB). Nicht zu vernachlässigen sind auch die Risiken zu Lasten des hauptsächlich erwerbstätigen Ehegatten im Fall der Misswirtschaft des anderen Ehegatten. 

3. 
Inhalt des Ehevertrages

Inhalt und Umfang des Ehevertrages mit Gütergemeinschaft richten sich nach der Interessenlage der Ehegatten und unterscheiden sich daher im Einzelfall. Für individuelle Regelungen empfiehlt sich eine Rechtsberatung.

Kernelemente des Ehevertrages auf Begründung der Gütergemeinschaft sind:

· Vorname, Name, Adresse der Vertragsparteien

· Feststellungen, die der späteren Auslegung des Ehevertrages dienen können, z.B. Zeitpunkt der Heirat und Nachkommen (siehe Ziffer 1 des Mustervertrages)

· Angaben zur Gütergemeinschaft, insbesondere Bestand und Zuordnung von Vermögenswerten 

· Datum und eigenhändige Unterschrift der Parteien und des Notars

Die Ehegatten können durch Ehevertrag Folgendes vereinbaren (nicht abschliessend):

a) Begründung des Güterstandes der Gütergemeinschaft

Als Grundlage des Ehevertrages erklären die Ehegatten, den Güterstand der Gütergemeinschaft für anwendbar (siehe Ziffer 2 des Mustervertrages). Sie können den Güterstand rückwirkend auf den Beginn der Ehe oder auf einen späteren Zeitpunkt begründen. Wollen die Ehegatten von der Errungenschaftsbeteiligung auf die Gütergemeinschaft wechseln und dies auf einen späteren Zeitpunkt als die Eheschliessung, wird eine güterrechtliche Auseinandersetzung auf das Datum des Wechsels erforderlich.

In beiden Fällen empfiehlt es sich, im Anhang des Ehevertrages ein Verzeichnis über die Aktiven und Passiven der Eheleute zu erstellen und damit die Vermögensverhältnisse darzustellen. Anders als bei der Errungenschaftsbeteiligung und Gütertrennung wird bei der Gütergemeinschaft vermutet, dass Vermögensgegenstände zum Gesamtgut zählen (Art. 226 ZGB). Wer also behauptet, ein bestimmter Gegenstand sei sein Alleineigentum, muss dies beweisen. 

Die Zuweisung des Vermögens schafft Klarheit über die Eigentumsverhältnisse und dient der Beweissicherung für den Fall der Beendigung der Ehe. Neben den Feststellungen im Anhang des Ehevertrages ist es ebenso möglich, ein Vermögensinventar im Sinne von Art. 195a ZGB zu erstellen. Dieses ist ebenfalls öffentlich zu beurkunden. 

b) Arten der Gütergemeinschaft

Haben die Ehegatten den Güterstand der Gütergemeinschaft für anwendbar erklärt, können sie innerhalb der Gütergemeinschaft variieren. Im Wesentlichen stehen den Ehegatten drei Möglichkeiten zur Verfügung.

Erstens können sie die allgemeine Gütergemeinschaft vereinbaren (Art. 222 ZGB, siehe Ziffer 3 des Mustervertrages). Hierdurch werden das gesamte Vermögen sowie die Errungenschaft (z.B. Einkommen) beider Ehegatten dem Gesamtgut zugeteilt. Auch die Erträge des Eigengutes stehen dem Gesamtgut zu. Vom Gesamtgut ausgenommen sind lediglich Vermögenswerte, welche von Gesetzes wegen zwingend dem Eigengut zuzuordnen sind. Dies sind Gegenstände, welche dem persönlichen Gebrauch der jeweiligen Ehegatten dienen (z.B. Kleidung, Schmuck, Sportgeräte etc.), sowie Genugtuungsansprüche (Art. 225 Abs. 2 ZGB). Die allgemeine Gütergemeinschaft sieht ausserdem zwingend vor, dass das Gesamtgut beiden Ehegatten ungeteilt gehört und kein Ehegatte über seinen Anteil am Gesamtgut verfügen darf (Art. 222 Abs. 2 und 3 ZGB). 

Zweitens können die Ehegatten die Errungenschaftsgemeinschaft vereinbaren, womit sie die allgemeine Gütergemeinschaft einschränken (Art. 223 ZGB, siehe Ziffer 4 des Mustervertrages). Bei der Errungenschaftsgemeinschaft wird lediglich die Errungenschaft dem Gesamtgut zugeteilt. Auch die Erträge des Eigengutes fallen in das Gesamtgut, wobei diese Regelung nicht zwingend ist, d.h. sie kann im Ehevertrag abgeändert werden. 

Drittens können die Ehegatten die Ausschlussgemeinschaft vereinbaren (Art. 224 ZGB, siehe Ziffer 5 des Mustervertrages). Hier haben die Ehegatten die Möglichkeit, einzelne Vermögenswerte vom Gesamtgut auszuschliessen und dem Eigengut zuzuordnen, z.B. bestimmte Grundstücke, das Einkommen eines Ehegatten oder Vermögenswerte, die diesem gegenwärtig oder künftig der Berufsausübung oder der Betreibung eines Gewerbes dienen. Die Vermögenswerte sind im Ehevertrag konkret zu bestimmen. Wird ein Vermögenswert nicht erwähnt, ist im Zweifelsfall von Gesamtgut auszugehen. Die Erträge der von Gesamtgut ausgeschlossenen Vermögenswerte fallen in das Gesamtgut. Diese Regelung ist aber nicht zwingend und kann im Ehevertrag ebenfalls abgeändert werden. 

c) Teilung bei der Auflösung der Gütergemeinschaft

Wird die Gütergemeinschaft aufgelöst, stellt sich zwingend die Frage nach der Aufteilung des Gesamtgutes zwischen den Ehegatten. Mit dem Ehevertrag können die Ehegatten eine andere als die gesetzliche Teilung vereinbaren (siehe Ziffer 6 des Mustervertrages). 

Nach dem Gesetz steht jedem Ehegatten oder seinen Erben - neben dem Eigengut - die Hälfte des Gesamtgutes zu, soweit die Gütergemeinschaft durch Tod eines Ehegatten oder Vereinbarung zu einem neuen Güterstand aufgelöst wird (Art. 241 ZGB). Hierdurch wird dem Gedanken der Schicksalsgemeinschaft Rechnung getragen. Die Ehegatten sind frei, den Teilungsschlüssel durch Ehevertrag ohne weitere Begründung zu ändern. Neben der Festlegung einer anderen Quote können sie z.B. einen festen Geldbetrag oder bestimmte Vermögensgegenstände zuweisen. Zu beachten ist aber stets, dass die Vereinbarung die Pflichtteilsansprüche der nichtgemeinsamen sowie gemeinsamen Nachkommen nicht beeinträchtigen darf. 

Grundsätzlich anders sieht die Situation bei der Auflösung der Gütergemeinschaft durch Scheidung, Trennung, Ungültigerklärung der Ehe oder bei Eintritt der gesetzlichen bzw. gerichtlichen Gütertrennung aus. Von Gesetzes wegen nimmt hier jeder Ehegatte vom Gesamtgut zurück, was unter der Errungenschaftsbeteiligung sein Eigengut wäre (siehe Art. 197 ZGB). Hiermit wird die Gütergemeinschaft zur Errungenschaftsgemeinschaft. Das übrige Gesamtgut, das während der Ehe gebildet wurde, fällt den Ehegatten je zur Hälfte zu (Art. 242 ZGB). Auch hier gilt, dass die Ehegatten einen anderen Teilungsschlüssel im Ehevertrag vereinbaren können, womit z.B. einer ehebedingten Karriereeinbusse eines Ehegatten Rechnung getragen werden kann. 

4. Haftung gegenüber Dritten

Bei der Gütergemeinschaft haftet jeder Ehegatte gegenüber Dritten für so genannte Vollschulden mit seinem Eigengut und dem Gesamtgut. Das Gesetz zählt in Art. 233 ZGB abschliessend auf, was unter Vollschulden zu verstehen ist (z.B. Schulden in Vertretung der ehelichen Gemeinschaft, d.h. für den ehelichen Unterhalt, oder aus der Verwaltung des Gesamtgutes). Für alle übrigen Schulden, die so genannten Eigenschulden (z.B. voreheliche Schulden, Erbschaftsschulden), haftet der Ehegatte mit seinem Eigengut und der Hälfte des Gesamtgutes (Art. 234 ZGB).

Diese Regelungen sind zwingend und können daher nicht in einem Ehevertrag unter den Ehegatten ausgeschlossen werden. Möglich ist es aber, mit den Gläubigern eine abweichende Regelung im Sinne einer Haftungserweiterung oder -beschränkung zu treffen.

5. 
Gültigkeit und Aufhebung des Ehevertrages

Ein Ehevertrag kann bereits vor der Heirat unter dem Vorbehalt des Eingangs der Ehe abgeschlossen und öffentlich beurkundet werden. Auch nach der Heirat ist der Abschluss eines Ehevertrages jederzeit möglich. Voraussetzung vor und nach der Heirat ist, dass die (zukünftigen) Ehegatten urteilsfähig und volljährig sind. Minderjährige oder Personen unter Beistandschaft, die den Abschluss eines Ehevertrages umfasst, bedürfen der Zustimmung ihres gesetzlichen Vertreters. Nach der Heirat steht es den Ehegatten insbesondere frei, den Wechsel des Güterstandes rückwirkend auf den Beginn der Ehe oder einen späteren Zeitpunkt festzulegen. 

Der Ehevertrag kann jederzeit abgeändert oder aufgehoben werden, aber nur im gegenseitigen Einvernehmen der Ehegatten und mit öffentlicher Beurkundung. Ausnahmen bestehen weiterhin, wenn die Gütertrennung von Gesetzes wegen infolge Konkurseröffnung eingetreten ist (Art. 188 ZGB) oder wegen Pfändung des Anteils am Gesamtgut gerichtlich angeordnet wurde (Art. 189 ZGB). Sind die Gläubiger befriedigt, kann das Gericht auf Antrag eines Ehegatten die Gütergemeinschaft wieder anordnen (Art. 191 ZGB). 

Zudem kann auf einseitiges Begehren eines Ehegatten die Gütertrennung gerichtlich angeordnet werden. Hierzu muss aber ein wichtiger Grund gemäss Art. 185 ZGB vorliegen, wie z.B. die Überschuldung des anderen Ehegatten. Die gesetzlich umschriebenen Gründe sind zwingendes Recht. 

6. 
Form des Ehevertrages

Der Ehevertrag ist schriftlich zu verfassen, von den Ehegatten eigenhändig zu unterschreiben und öffentlich zu beurkunden. Damit wird sichergestellt, dass durch die Urkundsperson über die Rechtslage informiert und der effektive Wille der Parteien geklärt wird. Die Formvorschriften gelten auch für die Änderung bzw. Aufhebung des Ehevertrages im gegenseitigen Einvernehmen.

7. Abgrenzung des Ehevertrages im Allgemeinen zur Scheidungskonvention

Auch wenn ein Ehevertrag den Vermögensstand bei einer Scheidung definieren kann, ist dieser von der Scheidungskonvention abzugrenzen. Die Scheidungskonvention betrifft die Scheidung auf gemeinsames Begehren und bedarf der gerichtlichen Genehmigung. Die Scheidungskonvention behandelt konkrete Zahlen, was der Ehevertrag nicht kann, da er sich auf die Auflösung des Güterstandes in der Zukunft bezieht. In der Scheidungskonvention werden z.B. die berufliche Vorsorge, Kinderbetreuung und Unterhaltsleistungen konkret geregelt (siehe rechtliche Hinweise zur Scheidungskonvention). Im Unterschied zur Scheidungskonvention unterliegt der Ehevertrag grundsätzlich nicht der gerichtlichen Überprüfung. Es empfiehlt sich daher, den Inhalt des Ehevertrages sorgfältig zu formulieren und sich der Konsequenzen bewusst zu sein.

Öffentliche Beurkundung

Ehevertrag

auf Begründung der Gütergemeinschaft

zwischen

Vorname Name
geboren am 
von [Heimatort]

Strasse, Nr., PLZ Ort



nachfolgend "Ehefrau"

und

Vorname Name
geboren am 
von [Heimatort]

Strasse, Nr., PLZ Ort



nachfolgend "Ehemann"

Die Ehegatten erklären mit dem Ersuchen um öffentliche Beurkundung:

1. Feststellungen [Hinweis: Einzelne Punkte auswählen bzw. Unzutreffendes streichen.]

1.1 Wir haben am ______ [Datum] geheiratet. Seit ______ [Datum] haben wir unseren ehelichen Wohnsitz in _____________ [Ort].

1.2 Wir haben folgende gemeinsame [Variante: nichtgemeinsame] Nachkommen:


__________________________ [Vorname, Name, Geburtsdatum der Kinder].

1.3 Wir haben bis heute keinen Ehevertrag geschlossen. Es ist weder eine gerichtliche noch eine gesetzliche Gütertrennung eingetreten.

2. Güterstand der Gütergemeinschaft [Hinweis: Einzelne Punkte auswählen bzw. Unzutreffendes streichen.]

2.1 Wir heben den bisherigen Güterstand auf und begründen rückwirkend ab Eheschliessung den Güterstand der Gütergemeinschaft im Sinne von Art. 221 ff. ZGB.

Variante: Wir heben den bisherigen Güterstand auf und begründen ab Unterzeichnung dieses Ehevertrages [Hinweis: bedeutet späterer Zeitpunkt als Eheschliessung] den Güterstand der Gütergemeinschaft im Sinne von Art. 221 ff. ZGB. Der Güterstandswechsel bedingt eine güterrechtliche Auseinandersetzung. Insoweit verweisen wir auf den Anhang dieses Ehevertrages. 

2.2 Die Ehegatten können nicht alleine über ihren Anteil am Gesamtgut verfügen. Das Gesamtgut wird im Interesse der ehelichen Gemeinschaft verwaltet. Alle Vermögenswerte gelten als Gesamtgut, solange nicht bewiesen ist, dass sie Eigengut eines Ehegatten sind.

2.3 Bezüglich unserer Vermögensverhältnisse im Zeitpunkt des Abschlusses des Ehevertrages verweisen wir auf die Auflistung der Aktiven und Passiven im Anhang dieses Ehevertrages [Hinweis: gilt nur, wenn Ziffer 2.1 ohne Variante gewählt wurde.] 

Variante [Hinweis: bei einfachen Verhältnissen genügt eine Auflistung im Vertrag]: 
Wir stellen im Zeitpunkt des Abschlusses dieses Ehevertrages folgende Zusammensetzung des Vermögens fest: 
· Ehefrau: ______________________ [Bezeichnung der Gegenstände, gegebenenfalls mit Wertangaben in CHF]
· Ehemann ______________________ [Bezeichnung der Gegenstände, gegebenenfalls mit Wertangaben in CHF]
Hinweis zu Ziffer 3 - 5: Die Ziffern schliessen sich gegenseitig aus, so dass entweder Ziffer 3 oder Ziffer 4 oder Ziffer 5 zu wählen ist.

3. Allgemeine Gütergemeinschaft 

3.1 Wir vereinbaren die allgemeine Gütergemeinschaft im Sinne von Art. 222 ZGB.

3.2 Das Gesamtgut umfasst das Vermögen und die Einkünfte der Ehegatten, das den beiden Ehegatten gemeinsam gehört. Von diesem Gesamtgut ausgenommen sind die Gegenstände, die von Gesetzes wegen dem Eigengut jedes Ehegatten zuzuordnen sind. 

3.3 Das gesetzliche Eigengut jedes Ehegatten umfasst die Gegenstände, die ihm ausschliesslich zum persönlichen Gebrauch dienen sowie Genugtuungsansprüche. [Hinweis: Diese Regelung ist zwingend.]

3.4 Kein Ehegatte kann über seinen Anteil am Gesamtgut verfügen. Alle Vermögenswerte gelten als Gesamtgut, solange nicht bewiesen ist, dass sie Eigengut eines Ehegatten sind. Die Ehegatten verwalten das Gesamtgut im Interesse der ehelichen Gemeinschaft.
4. Errungenschaftsgemeinschaft 

4.1 Wir vereinbaren die Errungenschaftsgemeinschaft im Sinne von Art. 223 ZGB. 

4.2 Das Gesamtgut umfasst nur die Errungenschaft der Ehegatten. Sämtliche übrige Vermögenswerte sind dem Eigengut jedes Ehegatten zuzuteilen.

4.3 Die Erträge des Eigengutes fallen in das Gesamtgut. Wir behalten diese gesetzliche Ordnung bei. [Hinweis: Dies ist der gesetzliche Vorschlag, welcher aber nicht zwingend ist. Siehe Variante] 

Variante: Die Erträge des Eigengutes fallen nicht in das Gesamtgut, sondern verbleiben im Eigengut jedes Ehegatten.

5. Ausschlussgemeinschaft
5.1 Wir vereinbaren die Ausschlussgemeinschaft im Sinne von Art. 224 ZGB.

5.2 Folgende Vermögenswerte fallen nicht in das Gesamtgut, sondern sind dem Eigengut jedes Ehegatten zuzuordnen: [Hinweis: Auflistung z.B. von Grundstücken; Einkommen; gegenwärtigen bzw. künftigen Vermögenswerten eines Ehegatten, mit dem dieser einen Beruf ausübt oder Gewerbe betreibt, Vermögen, das vor dem Güterstand bestanden hat etc. Die Eigengüter sind nachfolgend konkret zu benennen.]
· Ehefrau: ______________________ [Bezeichnung der Gegenstände, gegebenenfalls mit Wertangaben in CHF]
· Ehemann ______________________ [Bezeichnung der Gegenstände, gegebenenfalls mit Wertangaben in CHF]
5.3 Die Erträge dieser Vermögenswerte fallen nicht in das Gesamtgut, sondern verbleiben im Eigengut jedes Ehegatten. Wir behalten diese gesetzliche Ordnung bei. [Hinweis: Dies ist der gesetzliche Vorschlag, welcher aber nicht zwingend ist. Siehe Variante] 

Variante: Die Erträge dieser Vermögenswerte fallen in das Gesamtgut.

6. Teilung bei Auflösung der Gütergemeinschaft

6.1 Wird die Gütergemeinschaft durch Tod eines Ehegatten oder durch Vereinbarung eines anderen Güterstandes aufgelöst, steht jedem Ehegatten oder seinen Erben die Hälfte des Gesamtgutes vor. Wir behalten diese gesetzliche Ordnung bei. [Hinweis: Dies ist der gesetzliche Vorschlag, welcher aber nicht zwingend ist. Siehe Variante als weiteres Beispiel] 

Variante: Wird die Gütergemeinschaft durch Tod eines Ehegatten oder durch Vereinbarung eines anderen Güterstandes aufgelöst, erhält der überlebende Ehegatte die gesamte verfügbare Quote am Gesamtgut. Wir nehmen zur Kenntnis, dass diese Vereinbarung die Pflichtteile allfälliger Nachkommen der Ehegatten nicht beeinträchtigen darf.

6.2 Bei Scheidung, Trennung, Ungültigkeitserklärung der Ehe oder Eintritt der gesetzlichen oder gerichtlichen Gütertrennung nimmt jeder Ehegatte vom Gesamtgut zurück, was unter der Errungenschaftsbeteiligung sein Eigengut wäre. Das übrige Gesamtgut fällt den Ehegatten je zur Hälfte zu. Wir behalten diese gesetzliche Ordnung bei. [Hinweis: Dies ist der gesetzliche Vorschlag, welcher aber nicht zwingend ist. Siehe Variante] 

Variante: Bei Scheidung, Trennung, Ungültigkeitserklärung der Ehe oder Eintritt der gesetzlichen oder gerichtlichen Gütertrennung, steht jedem Ehegatten oder seinen Erben die Hälfte des Gesamtgutes vor.
7. Änderung und Aufhebung des Vertrages

Im gegenseitigen Einvernehmen ist die Änderung und Aufhebung dieses Ehevertrages schriftlich zu vereinbaren und öffentlich zu beurkunden.

8. Teilunwirksamkeit

Sollte eine Bestimmung dieses Vertrages rechtlich unwirksam bzw. nichtig sein oder werden, wird hierdurch die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen dieses Vertrages nicht berührt. Die unwirksame bzw. nichtige Bestimmung ist durch eine Bestimmung zu ersetzen, die in gesetzlich zulässiger Weise dem Sinn und Zweck der unwirksamen Bestimmung sowie dem Willen der Vertragsparteien am nächsten kommt. Entsprechendes gilt, soweit dieser Vertrag lückenhaft sein sollte.

Die Vertragsparteien erklären hiermit, dass der Ehevertrag ihnen vom Notar vorgelesen wurde, und dass der Ehevertrag ihrem Willen entspricht.

______________________, den _____________

Ort

Datum

___________________________


___________________________

Unterschrift Ehefrau



Unterschrift Ehemann

[Bestätigung Notar]

Anhänge: 

· Auflistung der Aktiven und Passiven jedes Ehegatten [Hinweis: gilt für Ziffer 2.3 des Mustervertrages]

· Güterrechtliche Auseinandersetzung per __________ [Datum], [Hinweis: gilt 
für Ziffer 2.1, Variante des Mustervertrages]
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